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Arbeitskreis Klima & Erneuerbare Energien (AK KLEE) des BUND Berlin e. V. 

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl 2026 
12.05.2026 

Das Berliner Klimaschutz- und Energiewendegesetz setzt verbindliche Ziele für das Land Berlin: 
Klimaneutralität bis spätestens 2045 sowie ambitionierte Zwischenziele bis 2030. Diese Ziele sind 
rechtlich bindend und erfordern konsequentes, koordiniertes und ausreichend finanziertes 
Handeln. 

Derzeit klaffen Anspruch und Umsetzung jedoch deutlich auseinander. In zentralen Bereichen 
fehlen realistische Strategien, verbindliche Maßnahmen und eine verlässliche Finanzierung. 
Gleichzeitig mangelt es an Transparenz über Fortschritte, Zielerreichung und die tatsächliche 
Wirksamkeit eingesetzter öffentlicher Mittel. 

Klimaschutz ist ein Verfassungsauftrag und darf nicht länger unter Finanzierungsvorbehalt stehen. 
Berlin braucht eine klare Abkehr von fossiler Infrastruktur und ineffizienten Maßnahmen, den 
Abbau klimaschädlicher Subventionen zugunsten klimafreundlicher Investitionen sowie eine 
nachvollziehbare Steuerung der Zielerreichung. 

Vor diesem Hintergrund fordern wir von der kommenden Berliner Landesregierung: 

1. Solarenergie gezielt und bürgernah ausbauen 

Berlin muss die Förderung für Solarenergie gezielt weiter ausbauen. Das gilt sowohl für kleinere 
wie größere bürgernahe Solarenergieprojekte, Mieterstrommodelle, Balkon-PV, 
Genossenschaftsmodelle sowie Solaranlagen auf öffentlichen Gebäuden, bereits versiegelten 
Verkehrs- und großen Dachflächen. 

Genehmigungsverfahren für Solaranlagen müssen deutlich beschleunigt werden. Verfahren, die 
mehrere Monate dauern, sind mit der Dringlichkeit der Energiewende nicht vereinbar. 

Wir fordern stärkere Anreize und Förderinstrumente, um insbesondere 
Wohnungsbaugesellschaften zu verstärkten Investitionen in Solarenergie zu bewegen. Die 
Finanzierung soll durch eine konsequente Umlagerung von klimaschädlichen hin zu 
klimafreundlichen Subventionen erfolgen. 

2. Natürliche Kohlenstoffsenken stärken: Wälder, Moore und Böden 

Der Schutz unbebauter Flächen und die Entsiegelung urbaner Räume sind zentrale 
Voraussetzungen für Klimaanpassung, Biodiversität und natürlichen Klimaschutz. Böden, 
Stadtgrün, Wälder und Moore speichern Kohlenstoff, regulieren Wasserhaushalte und kühlen die 
Stadt. Ein gesunder Berliner Wald ist eine zentrale natürliche CO₂-Senke und unverzichtbar für 
Klimaschutz und Klimaanpassung.  

Wir fordern eine Überarbeitung der Waldbaurichtlinie mit dem Ziel, klimaresiliente naturnahe 
Mischwälder zu fördern und die CO₂-Bindungsleistung langfristig zu sichern. Bestehende 
gesetzliche Vorgaben müssen konsequent umgesetzt und konkretisiert werden. 
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Technische Verfahren wie CCS oder CCU dürfen nicht dazu dienen, vermeidbare Emissionen zu 
legitimieren oder den Schutz natürlicher Senken zu ersetzen. Vorrang haben Emissionsvermeidung, 
der Erhalt biologischer Systeme und der Aufbau natürlicher Speicher. 

Darüber hinaus braucht es gemeinsam mit Brandenburg ein länderübergreifendes Programm zur 
Wiedervernässung von Mooren. Moore gehören zu den effektivsten natürlichen 
Kohlenstoffspeichern und müssen als natürliche Infrastruktur des Klimaschutzes geschützt und 
wiederhergestellt werden. 

3. Fernwärme realistisch und ohne Scheinlösungen dekarbonisieren 

Gemäß Berliner Energiewendegesetz muss das Fernwärmenetz bis spätestens 2045 aus CO2-
freien Wärmequellen versorgt werden. Bereits bis 2030 müssen 40 % der Fernwärme aus 
erneuerbaren Energien stammen. 

Die Berliner Fernwärme wird derzeit noch überwiegend fossil erzeugt. Die bekannten 
Dekarbonisierungsfahrpläne der Fernwärmebetreiber reichen nicht aus, um die gesetzlichen Ziele 
sicher zu erreichen. Die Regulierungsbehörde ist schwach aufgestellt und es gibt keine 
ausreichende klimapolitische Kontrolle über das rekommunalisierte Eigentum.  

Wir fordern die klimapolitische Bewertung der Dekarbonisierungsfahrpläne an Realemissionen der 
eingesetzten Brennstoffe. Die Verbrennung von Holz, Abfall oder Ersatzbrennstoffen in der 
Grundlast dürfen nicht als klimaneutrale Zukunftsstrategie verkauft werden. Wir fordern den 
massiven Einstieg in verbrennungsfreie Technologien!  

4. BEK verbindlich, nachhaltig und ausreichend finanzieren 

Das Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm (BEK) ist das einzige demokratisch legitimierte 
Instrument zur Umsetzung der landeseigenen Klimaschutzpflichten. Wiederholte Kürzungen 
widersprechen dem Verfassungsauftrag und politischen Zusagen. 

Ohne eine verlässliche Finanzierung kann das BEK seine Funktion nicht erfüllen und bleibt ein 
politisches Placebo. Klimaschutz darf nicht länger das Sparschwein der Regierung sein. 

Wir fordern einen verbindlichen, mehrjährigen und nachhaltigen Finanzierungsrahmen für das BEK. 
Eine weitere Kürzungs- und Streichlogik innerhalb des bereits priorisierten BEK lehnen wir ab. 
Stattdessen muss Klimaschutz im Landeshaushalt und in der politischen Strategie insgesamt 
priorisiert und finanziell abgesichert werden. 

5. Klimadashboard und DiBEK für echte Transparenz reformieren 

Zur Erreichung der Klimaneutralität bis 2045 sind verbindliche, überprüfbare und öffentlich 
nachvollziehbare Zwischenschritte erforderlich. 

Wir fordern ein zentrales, öffentlich zugängliches Klimadashboard für Berlin. Dieses soll die 
jährlichen CO2-Veränderungen der Landesunternehmen, der Sektoren und zentraler Maßnahmen 
transparent darstellen — jeweils im Verhältnis zu den Zwischenzielen und Emissionsbudgets bis 
2030 und 2045. 

Ergänzend soll die CO2-Minderung ins Verhältnis zu den eingesetzten öffentlichen Mitteln gesetzt 
werden, um die Wirksamkeit von Investitionen nachvollziehbar zu machen. Das Digitale Berliner 
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Energie- und Klimaschutzprogramm (DiBEK) muss grundlegend überarbeitet werden. Stoffstrom- 
und Klimaschutzbilanzen müssen verständlich, attraktiv und barrierearm aufbereitet werden — 
auch in Leichter Sprache und mehrsprachig. Klimadaten dürfen nicht nur für Fachkreise 
verständlich sein, sondern müssen der gesamten Stadtgesellschaft zugänglich gemacht werden. 

6. Wärmekataster weiterentwickeln und zugänglich machen 

Das bestehende Berliner Wärmekataster des Reiner Lemoine Instituts muss mit weiteren Daten zu 
Gebäuden, Netzen, Abwärmepotenzialen, Sanierungsbedarf und sozialen Faktoren 
zusammengeführt und konsequent weiterentwickelt werden. Ziel ist ein möglichst 
gebäudescharfes, datenschutzkonformes Infrastrukturwissen für die Wärmewende. 

Das Wärmekataster soll Energiebedarfe nach Sanierung, geeignete Versorgungsoptionen, 
Prüfgebiete und soziale Belastungsrisiken sichtbar machen. So können klimaneutrale 
Wärmeversorgung, bezahlbares Wohnen und soziale Absicherung gemeinsam geplant werden. 

Die vorhandenen Open-Data-Ansätze der EnergyMap Berlin müssen ausgebaut und integriert 
werden. Das Wissen über Wärmeinfrastruktur darf nicht bei einzelnen Versorgern oder 
Verwaltungen verbleiben, sondern muss gemeinwohlorientierten Wärmeakteuren, Bezirken, 
Mieterinitiativen, Kiezinitiativen, Bürgerenergieprojekten und auch Investoren als gemeinsame 
Planungsgrundlage zur Verfügung stehen. Dafür braucht es klare Zugriffsregeln, offene 
Schnittstellen und nutzbare Informationsangebote. 

7. Bürgerwärme, Bezirke und Verwaltung finanziell handlungsfähig machen 

Die Wärmewende findet im Kiez statt. Nahwärme, Quartierslösungen und Bürgerenergieprojekte 
gelingen oft dort am besten, wo Menschen sie selbst mitgestalten können. Dieses Engagement 
darf nicht an finanziellen Risiken, bürokratischen Hürden oder fehlender fachlicher Unterstützung 
scheitern. 

Wir fordern einen Berliner Fonds für Bürgerenergie und Nahwärmeprojekte nach dem Vorbild des 
Bürgerenergiefonds Schleswig-Holstein. Dieser soll Machbarkeitsstudien, Vorplanungen, Seismik-
Untersuchungen und frühe Projektphasen mit Risikokapital absichern. 

Zugleich müssen die Bezirke deutlich gestärkt werden. Dafür braucht es mehr Personal, schnellere 
bauaufsichtliche Koordination, klare Zuständigkeiten und Unterstützung bei Förderprogrammen 
wie der energetischen Stadtsanierung.  

8. Wärmebeirat für operative Steuerung einrichten 

Berlin braucht eine gesamtgesellschaftliche operative Koordination der Wärmewende. Wir fordern 
daher die Einrichtung eines Berliner Wärmebeirats. 

In diesem Beirat sollen Wirtschaft, Wissenschaft, organisierte Zivilgesellschaft, Bezirke und 
Verwaltungen, Versorger, Handwerk und die Landesbank und die IBB zusammenkommen. Der 
Beirat soll die gesamtstädtische Umsetzung der Wärmewende beratend begleiten, er darf kein 
symbolisches Gremium sein, sondern muss zur beschleunigten Umsetzung klimapolitischer Ziele 
in der Wärmewende beitragen. 
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9. Abwärmepotenziale konsequent nutzen 

Das Potenzial der Abwärmenutzung in Berlin liegt derzeit bei mindestens 1,2 TWh pro Jahr und 
kann bis 2045 auf bis zu 3,8 TWh pro Jahr ansteigen. Damit können bis zu 2,5 bis 10 % des Berliner 
Wärmebedarfs gedeckt werden. 

Wir fordern eine konsequente und zeitnahe Nutzung dieses Potenzials. Das vom Reiner Lemoine 
Institut entwickelte Kataster ist dafür rasch und öffentlich nutzbar zu machen.  

Abwärme aus Rechenzentren, Gewerbe, Industrie, Abwasser und Infrastruktur muss systematisch 
erfasst und in die Wärmeplanung integriert werden. Berlin darf diese auch kleinräumig vorhandene 
Energiequelle nicht länger ungenutzt lassen. 

10. Moderne Wärme- und Stromnetze vorausschauend ausbauen 

Die Wärmewende erfordert moderne Netze. Nahwärmenetze und sogenannte 5G-DHC-Systeme 
müssen gezielt gefördert werden, um Umweltwärme und kontinuierliche Abwärme effizient nutzbar 
zu machen. 

Rechenzentren dürfen nur unter strengen Energie- und Klimaschutzauflagen zugelassen werden. 
Dazu gehören der Betrieb mit 100 % erneuerbarer Energie, hohe Effizienz-Werte, verpflichtende 
Abwärmenutzung und Speicherlösungen zur Lastglättung. 

Zugleich muss das Berliner Stromnetz vorausschauend für Wärmepumpen, Elektromobilität, 
Speicher und dezentrale Erzeugung ausgebaut werden. Netzengpässe dürfen nicht zum 
Bremsklotz der Wärmewende werden. 

Kontakt: akklee@bund-berlin.de 


